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Sehr geehrte Kolleginnen,  
sehr geehrte Kollegen,
die Forderungsfindung zu den nun anstehenden Tarifverhandlun­
gen mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und das 
Gesetzgebungsverfahren zur pauschalen Beihilfe in Niedersachsen, 
zum sogenannten Hamburger Modell, bilden die Schwerpunkt­
themen in dieser Ausgabe.

Um eine tarifliche Forderung aufzustellen, die möglichst breit ge­
tragen wird, hat der dbb in den vergangenen Wochen verschiede­
ne Regionalkonferenzen in ganz Deutschland durchgeführt. 

	< Regionalkonferenz in Hamburg

Für den NBB haben wir im September an der Regionalkonferenz in 
Hamburg teilgenommen und auch hier ist wieder eines klar gewor­
den: Die stetig zunehmende Belastung durch den immer weiter 
fortschreitenden Personalabbau und die Auswirkungen des demo­
grafischen Wandels spielen bei vielen Kolleginnen und Kollegen in 
allen Beschäftigungsbereichen des öffentlichen Dienstes eine zu­
nehmende Rolle. Darüber hinaus, und das ist noch nie so deutlich 
geworden wie derzeit, spüren unsere Kolleginnen und Kollegen die 
eigenen inflationsbedingten finanziellen Sorgen und die damit ver­
bundenen persönlichen Auswirkungen.

Ich habe es in der Vergangenheit immer wieder festgestellt, dass 
ich noch nie eine derart angespannte Stimmung bei vielen unserer 
Beschäftigten, auch bei der Gruppe der Landesbeschäftigten, wahr­
genommen habe wie derzeit.

Dies ist auch im Rahmen der Regionalkonferenzen klar zum Aus­
druck gekommen und betrifft alle Kolleginnen und Kollegen des 
öffentlichen Dienstes, unabhängig ihres Statusamtes und ihrer je­
weiligen Einkommens- und Besoldungssituation. Der von der poli­
tischen Seite immer wieder gepriesene Respekt, die Anerkennung 
und die Wertschätzung müssen sich jetzt endlich in den bevorste­
henden Tarifverhandlungen widerspiegeln. Nur so kann es gelin­
gen, dass dieser öffentliche Dienst zukunftsfest in die kommenden 
Jahre und Jahrzehnte geht.

Dabei hat es sich der dbb in seiner Verhandlungsspitze zusammen 
mit der Bundestarifkommission bei der Erlangung der Forderung 
nicht einfach gemacht: 

10,5 %, mindestens 500 Euro Sockelbetrag, und eine möglichst kur­
ze Laufzeit von 12 Monaten lautet unsere gemeinsame Forderung! 

Nur mit einem möglichst starken Ergebnis infolge zu erwartender 
schwieriger Verhandlungen kann es uns gelingen, für die Kollegin­

nen und Kollegen das Beste he­
rauszuholen. Darüber hinaus 
darf man nicht vergessen, dass 
das gute Tarifergebnis für Bund 
und Kommunen aus dem Früh­
jahr nicht nur Ansporn, sondern 
gleichzeitig auch Verpflichtung 
für die kommenden Verhand­
lungen ist. Unabhängig davon, 
dass sich die Grundlagen, auf 
denen wir unsere Forderungen 
formuliert haben, im Laufe des 
vergangenen Jahres nicht geän­
dert haben, gilt es nun, die Schere zwischen Bund und Kommunen 
auf der einen und den Landesbeschäftigten beziehungsweise den 
Beamtinnen und Beamten der Kommunen auf der anderen Seite 
nicht noch weiter auseinandergehen zu lassen.

	< Personalmangel im öffentlichen Dienst

Sowohl in den Regionalkonferenzen, gleichzeitig aber auch in zahl­
reichen Gesprächen und Personalversammlungen in der jüngsten 
Vergangenheit ist zudem ein weiteres Anliegen erneut deutlich ge­
worden. So stellen wir mittlerweile in allen Bereichen des öffentli­
chen Dienstes in Niedersachsen einen teilweise eklatanten Perso­
nalmangel fest. Es gelingt einfach nicht mehr, insbesondere unter 
den geltenden Voraussetzungen, junge und motivierte Menschen 
für unsere Tätigkeiten zu gewinnen. Auch hier muss ein neuer Ta­
rifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder ansetzen, auch 
um eben die Anreize zu bieten – insbesondere in Konkurrenz zu an­
deren Arbeitgebern –, die junge Menschen von einem Berufsweg 
im öffentlichen Dienst überzeugen.   

So muss es uns somit gemeinsam gelingen, unsere Anliegen gegen­
über der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, genauso aber auch 
gegenüber der Landespolitik immer wieder deutlich zu machen. 
Dieser großen Aufgabe und Herausforderung werden wir uns in der 
Familie des NBB in den nächsten Wochen zu stellen haben und ich 
bin sehr optimistisch, dass es gelingen wird, viele Kolleginnen und 
Kollegen nicht nur von unseren Forderungen zu überzeugen, son­
dern sie gleichzeitig zu mobilisieren, wenn es erforderlich wird, für 
ihre berechtigten Ansprüche auch nachhaltig einzutreten.

	< Der Zusammenhalt des NBB ist nun gefragt

Ich möchte Sie und euch auf diesem Wege bereits bitten, sich in der 
kommenden Zeit über die Veröffentlichungen des NBB und seiner 

	< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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Mitgliedsorganisationen zu diesen Themen zu informieren und so­
mit aktiv an diesem Prozess teilzunehmen.

	< Hamburger Modell wird kritisch bewertet

Ein weiterer Schwerpunkt liegt im Gesetzentwurf zur Einführung 
einer pauschalen Beihilfe in Niedersachsen, zum sogenannten 
Hamburger Modell.

Für den Niedersächsischen Beamtenbund und Tarifunion habe ich 
im Finanzausschuss des Niedersächsischen Landtages im Oktober 
dazu umfangreich Stellung genommen und die Meinung des NBB 
dazu dargestellt. Wenngleich es im vorgelegten Gesetzentwurf für 
unsere Kolleginnen und Kollegen mit gesundheitlichen Beeinträch­
tigungen durchaus auch positive Ansätze gibt, lehnt der NBB in 
seiner Gesamtheit zumindest den bislang vorgelegten Gesetzent­
wurf ab. 

Wir kritisieren in erster Linie den Umstand, dass es jungen Men­
schen zu Beginn ihrer Berufskarriere nur schwer möglich ist, sich 
für eines der beiden Systeme zu entscheiden. Diesem Umstand 
könnte der Gesetzgeber begegnen, indem er den Kolleginnen und 
Kollegen ein erweitertes Wechselrecht einräumt – so lautet eine 
der nachhaltigen Forderungen des NBB.

	< Aktuelles Beihilfesystem dringend reformbedürftig

Dazu kommt, dass das bisherige Beihilfesystem, so wie wir es seit 
vielen Jahren in Niedersachsen kennen, sich im Grundsatz bewährt 
hat und den Anforderungen der niedersächsischen Beamtinnen 
und Beamten Genüge getan hat. Gleichwohl darf in diesem Zusam­
menhang nicht außer Acht gelassen werden, und auch darauf bin 
ich in der mündlichen Stellungnahme eingegangen, dass unser ak­
tuelles Beihilfesystem dringend reformbedürftig ist.

Nach wie vor erreichen uns täglich Beschwerden von Kolleginnen 
und Kollegen, die mit den Bearbeitungszeiten, gleichzeitig aber 

auch mit Verordnungsvorschriften zur Beihilfe irritiert und über­
fordert sind. Hier müsste der Gesetzgeber ansetzen, um endlich ein 
für unsere Beschäftigten anwendbares und zielführendes Beihilfe­
system zu realisieren. Der vorgelegte Gesetzentwurf, auf den wir 
im Rahmen dieser Ausgabe noch intensiver eingehen, erfüllt nach 
Auffassung des NBB dieses eben nicht, sondern geht in eine gänz­
lich andere Richtung. Auch wenn es sich bei dem vorgelegten Ge­
setzentwurf derzeit noch um das Angebot einer Wahlmöglichkeit 
handelt, kann ich Sie und euch nur dringend bitten, sich bei Zustan­
dekommen der pauschalen Beihilfe in Niedersachsen sachlich und 
kritisch mit dieser Frage auseinanderzusetzen und sich idealerwei­
se beraten zu lassen.

Wir werden als Dachorganisation genauso auch weiterhin alle un-
sere Möglichkeiten einsetzen, um Verbesserungen im Beihilfesys-
tem zu erwirken und die betroffenen Kolleginnen und Kollegen 
nötigenfalls auch vorzubereiten.

Die Herausforderungen für uns alle werden in absehbarer Zeit nicht 
weniger, sondern noch intensiver werden. Angesichts einer ange­
spannten Gesamtsituation muss es unser gemeinsames Ziel sein, 
für unsere Beschäftigten zu guten Erfolgen und Verbesserungen 
der persönlichen und beruflichen Perspektiven zu kommen. Daran 
arbeiten wir alle, sowohl im NBB als auch in allen Mitgliedsgewerk­
schaften, Tag für Tag. Wir werden diesen Weg gemeinsam weiter­
gehen und alles daransetzen, für eine positive Entwicklung für den 
öffentlichen Dienst in Niedersachsen einzustehen.

Ihr/euer 
 
 
 
 
 
Alexander Zimbehl, 
1. Landesvorsitzender  
Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion

Einführung einer pauschalen Beihilfe in Niedersachsen?

Das Hamburger Modell
Der Niedersächsische Beamtenbund und Tarifunion (NBB) hat durch den ersten Landes­
vorsitzenden Alexander Zimbehl im Finanzausschuss des Niedersächsischen Landtages 
zu dem Gesetzesentwurf der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur geplanten 
Einführung des Hamburger Modells in Niedersachsen Stellung genommen. 

Dabei machte Alexander Zim­
behl eingangs seiner Stellung­
nahme zunächst deutlich, dass 
aus Sicht des NBB eine voraus­
setzungslose Wahlfreiheit 
zwischen dem beamtenspe­

zifischen Modell der Kranken­
versorgung (als Kombination 
von Beihilfe und PKV) und der 
pauschalen Beihilfe hier zumin­
dest in Teilen kritisch gesehen 
wird.

So sieht der NBB im Grundsatz 
die Verbindlichkeit des aus der 
Fürsorgepflicht gegenüber den 
Beamtinnen und Beamten re­
sultierenden Beihilfesystems als 
Attraktivitätsmerkmal des Be­

rufsbeamtentums aufgegeben 
und nimmt dies im Schwer­
punkt als Anlass seiner Kritik.

Bislang unterliegen Beamtinnen 
und Beamte nicht der Versiche­
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rungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, sondern 
sie haben die Möglichkeit, sich in 
der privaten Krankenversiche­
rung abzusichern oder sich für 
die freiwillige gesetzliche Kran­
kenversicherung ohne Zuschuss 
des Dienstherrn zu versichern.

	< Beihilferegelungen sind 
reformbedürftig!

Grundsätzlich hat sich nach Auf­
fassung des NBB die individuelle 
Beihilfe in Niedersachsen in der 
Historie bewährt. Gleichzeitig 
machte Alexander Zimbehl je­
doch deutlich, dass der NBB das 
System der bisherigen Beihilfe­
regelung im Kern für alle Berech­
tigten als dringend reformbe­
dürftig ansieht.  

Erste begrüßenswerte Schritte 
sind beispielsweise durch die 
jüngst in Kraft getretenen Ände­
rungsverordnungen zur Nieder­
sächsischen Beihilfeverordnung 
(NBhVO) erfolgt und müssen aus 
Sicht des NBB entsprechend 
fortlaufend weiter vorangetrie­
ben werden, um Verbesserun­
gen im Beihilfesystem für alle 
betroffenen Beamtinnen und 
Beamte sowie Versorgungsemp­
fängerinnen und Versorgungs­
empfänger zu erzielen.

Insbesondere vor dem Hinter­
grund der bisherigen Erfahrun­
gen in den Bundesländern, die 
bereits die pauschale Beihilfe 
eingeführt haben, prognosti­
ziert der NBB vergleichbare ne­
gative Entwicklungen. Dies be­
zieht sich in erster Linie auf die 
zu erwartenden finanziellen Be­
lastungen für den Landeshaus­
halt, die insgesamt geringe An­
nahmequote und der in diesem 
Zusammenhang erhebliche bü­
rokratische Belastungsfaktor bei 
Einführung des Systems. 

Gleichzeitig wird nicht außer 
Acht gelassen, dass es durchaus 
Einzelfälle gibt, so beispielswei­
se bei Beamtinnen und Beamten 
mit gesundheitlichen Beein­
trächtigungen, in denen für die­
sen betroffenen Personenkreis 
keine adäquate Möglichkeit ei­
ner Absicherung über die Kombi­

nation Beihilfe und PKV vorhan­
den ist und die deshalb unter 
vollständiger Übernahme der 
Beiträge in der GKV versichert 
sind. Es ist ein besonderes Anlie­
gen, für eben diese Personen­
gruppe sinnvolle Lösungen zu er­
arbeiten. Explizit für diese 
betroffene Personengruppe hät­
te es nach Auffassung des NBB 
auch einen deutlich einfacheren 
Weg gegeben, nämlich die Risi­
kozuschläge einer ergänzenden 
PKV zu berücksichtigen.

	< Pauschale Beihilfe nur 
auf Antrag

Bezogen auf den vorgelegten 
Gesetzesentwurf begrüßte Ale­
xander Zimbehl grundsätzlich, 
dass die Gewährung der pau­
schalen Beihilfe nur auf Antrag 
erfolgt und somit den Beamtin­
nen und Beamten in Niedersach­
sen selbst die Entscheidung 
überlassen wird, ob sie sich für 
das System der pauschalen Bei­
hilfe entscheiden. Gleichwohl 
befürchtet der NBB, dass mit 
dem Einstieg in die pauschale 
Beihilfe – selbst bei einer zu­
nächst zugesicherten Wahlfrei­
heit – das bewährte System der 
Beihilfe zumindest perspekti­
visch im Ergebnis ausgehebelt 
werden soll. Derartigen Absich­
ten erteilt Alexander Zimbehl 
für den NBB eine klare Absage. 

So machte Alexander Zimbehl in 
der Anhörung des Ausschusses 
erhebliche Bedenken deutlich, 
ob junge Berufsanfängerinnen 
und Berufsanfänger im Beam­
tenverhältnis bereits zu Beginn 
ihrer dienstlichen Laufbahn in 
der Lage sind, die Tragweite ihrer 
Entscheidung angemessen über­
blicken zu können. So verkennt 
der Gesetzentwurf aus seiner 
Sicht die grundsätzlich unter­
schiedlich verlaufenden Lebens­
entwicklungen und lässt im 
Ergebnis insbesondere Berufs­
anfängerinnen und Berufsan­
fänger über die Tragweite ihrer 
hier zu treffenden Entscheidung 
im Unklaren. Diese Entschei­
dung ist, so die klare Auffassung 
des NBB, von vielerlei Faktoren 
abhängig, die zu Beginn einer 
beruflichen Laufbahn in den we­

nigsten Fällen planbar sein 
dürften. So sind positive und ne­
gative Leistungsaspekte einer 
gesetzlichen oder privaten Kran­
kenversicherung zumeist erst 
dann absehbar, wenn die be­
gründenden Lebenswege, bei­
spielsweise Familiengründung, 
geschaffen sind.  

Aus Sicht des NBB begründet die 
vorgelegte Regelung eben keine 
uneingeschränkte Wahlfreiheit, 
sondern verlangt zu Beginn ei­
nes Beamtenverhältnisses die 
Entscheidung darüber, ob auf die 
(im Zweifel gegebenenfalls le­
benslange) individuelle Beihilfe 
und damit einen wesentlichen 
Teil der beamtenrechtlichen Für­
sorge und Alimentation verzich­
tet werden soll.

	< Verpflichtendes 
Informationssystem

Aus diesem Grunde regte Alex­
ander Zimbehl vor dem Hinter­
grund der Tragweite der durch 
die Beamtin oder den Beamten 
zu treffenden Entscheidung an, 
seitens des Dienstherrn im Rah­
men der Fürsorgepflicht ein ver­
pflichtendes Informationssys­
tem über die unterschiedlichen 
Beihilfesysteme für die Beamtin­
nen und Beamten zu implemen­
tieren. 

Für die Gruppe der Beamtinnen 
und Beamten mit gesundheitli­
chen Beeinträchtigungen hat 
der NBB bereits in der Vergan­
genheit mehrfach auf die Pro­
blematik hingewiesen, dass ins­
besondere diese Beamtinnen 
und Beamte Probleme haben, im 
bisherigen Beihilfesystem be­
rücksichtigt zu werden. Dies be­
zieht sich insbesondere auf die­
jenigen, die vor 2009 in das 
jeweilige Beamtenverhältnis 
eingestiegen sind. Aus diesem 
Grunde wird für diese Gruppe 
die Möglichkeit der pauschalen 
Beihilfe ausdrücklich begrüßt. 
Zur Klarstellung wird aber dar­
auf hingewiesen, dass sich diese 
Auffassung ausschließlich auf 
diese besonders zu betrachten­
de Gruppe bezieht, für die aus 
Sicht des NBB schon seit Länge­
rem individuelle Lösungen hät­

ten herbeigeführt werden sol­
len.

<	 Rückkehr aus der  
Dienstunfähigkeit

Alexander Zimbehl wies zudem 
darauf hin, dass der Gesetzent­
wurf die Frage der Rückkehr 
eines zwischenzeitlich dienstun­
fähigen Beamten gänzlich unbe­
antwortet lässt. Dabei geht der 
NBB davon aus, dass für diesen 
Fall der Rückkehr einer dienstun­
fähigen Beamtin beziehungs­
weise eines dienstunfähigen 
Beamten ein neues Beamtenver­
hältnis begründet wird, woraus 
wiederum eine erneute Wahl­
möglichkeit resultiert. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf 
bedeutet für Beamtinnen und 
Beamte, welche beabsichtigen, 
im Rahmen ihrer dienstlichen 
Laufbahn das Bundesland zu 
wechseln, ein zusätzliches Pro­
blem, dass das System der pau­
schalen Beihilfe bislang nur in 
einigen Bundesländern durchge­
führt wird. Sollten Beamtinnen 
und Beamte jedoch bei Zusage 
zu einer pauschalen Beihilfe in 
Niedersachsen in eines der Bun­
desländer mit einem klassischen 
Beihilfesystem wechseln wollen, 
wären sie gezwungen, aufgrund 
der nicht vorhandenen Beteili­
gung des jeweilig neuen Dienst­
herrn den gesamten GKV-Bei­
trag entweder selbst zu tragen 
oder alternativ mit erheblich hö­
heren PKV-Versicherungsprämi­
en wieder in die Kombination 
aus Beihilfe und PKV-Restkos­
tenabsicherung zurückzukehren. 

	< Steigende Mehrkosten

Deutlich kritisierte Alexander 
Zimbehl zudem den Umstand, 
dass das Land Niedersachsen mit 
nachhaltigen Mehrkosten, insbe­
sondere bedingt durch zusätzli­
che Verwaltungskosten, für Land 
und Kommunen in Höhe von 
16,5 Millionen Euro im ersten 
Jahr mit jährlich steigender Ten­
denz kalkuliert. So wies er darauf 
hin, dass die Antragsteller in ih­
rer Gesetzesbegründung sogar 
davon ausgehen, dass durch in 
den Folgejahren weiter hinzu­
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Tarifverhandlungen der Länder
Jetzt werden die Weichen für 2024 gestellt!
Der Norden steht zusammen. Multiplikatoren 
aus Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vor­
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Hol­
stein kamen am 20. September 2023 in Ham­
burg zusammen, um die Einkommensrunde 
2023 mit der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) einzuleiten.

Es ging um Rahmenbedingun­
gen, Missstände und mögliche 
Forderungen. Unter der Leitung 
des dbb Bundesvorsitzenden Ul­
rich Silberbach und des stellver­
tretenden Bundesvorsitzenden 
und Fachvorstandes Tarifpolitik, 
Volker Geyer, diskutierten über 
100 Teilnehmende, wie sich der 
dbb am besten in der kommen­
den Einkommensrunde aufstel­
len kann.

	< Status quo reicht nicht

Ulrich Silberbach hob einmal 
mehr die demografischen Her­
ausforderungen für den öffent­
lichen Dienst hervor: „Unsere 
Beschäftigten leiden unter den 
Auswirkungen von Personalab­
bau und Überalterung: Immer 
mehr Fachkräfte gehen in den 
Ruhestand oder fallen aufgrund 
von Burn-out langfristig aus. Es 
gibt kaum ausgebildete Fach­

kräfte oder Auszubildende, um 
diese Lücken zu füllen. Mit ei­
nem ‚Weiter-so‘ fahren wir den 
Karren vor die Wand. Es braucht 
jetzt grundlegende Verände­
rungen bei der Bezahlung und 
den Arbeitsbedingungen.“

	< Öffentlicher Dienst  
kein Selbstläufer

Alle Teilnehmenden eint ein In­
teresse: ein funktionsfähiger öf­
fentlicher Dienst mit fairen Ar­
beitsbedingungen. Aber hier 
bleiben die Länder in ihrer Ar­
beitgeberrolle hinter ihren 
Pflichten zurück. dbb Fachvor­
stand Tarifpolitik Volker Geyer 
machte auf die geringe Wert­
schätzung des öffentlichen 
Dienstes aufmerksam: „Politik 
und Gesellschaft nehmen den 
öffentlichen Dienst viel zu oft als 
Selbstverständlichkeit wahr. Da­
bei ist er bei Weitem kein Selbst­

läufer. Die Beschäftigten haben 
mehr Respekt und Wertschät­
zung verdient, weil sie jeden Tag 
für die Bürgerinnen und Bürger 
im Einsatz sind. Gerade in Zeiten 
von Inflation erwarten die Kolle­
ginnen und Kollegen, dass sich 
ihre Löhne deutlich erhöhen. Der 
Dauerkrisenmodus, in dem wir 
uns seit drei Jahren befinden, 
zehrt extrem an den Kräften.“

	< Rückenwind aus dem 
Norden

Auch die Vorsitzenden der be­
teiligten Landesbünde, Olaf 
Wietschorke (Bremen), Thomas 
Treff (Hamburg), Dietmar 
Knecht (Mecklenburg-Vorpom­
mern), Alexander Zimbehl (Nie­
dersachsen) und Kai Tellkamp 
(Schleswig-Holstein), kritisierten 
die Haltung der Politik. Einen 
starken öffentlichen Dienst 
gebe es nicht umsonst. Die Er­
gebnisse der Konferenz werte­
ten sie sehr positiv und gaben 
sich kämpferisch und optimis­
tisch für die kommende Einkom­
mensrunde. Der Weg werde 
nicht einfach, aber man werde 
gemeinsam mit den anderen 
Landesverbänden alles daran­

setzen, konkurrenzfähige Be­
zahlung und attraktive Arbeits­
bedingungen auszuhandeln.

	< Einkommensforderung

„Wir müssen sicherstellen, dass 
die Länder als Arbeitgebende 
konkurrenzfähig bleiben“, be­
gründete Ulrich Silberbach die 
Einkommensforderung des dbb 
vom 11. Oktober 2023 in Berlin.

10,5 Prozent, mindestens je­
doch 500 Euro, lautet die Forde­
rung der Gewerkschaften. Sil­
berbach: „Die Lage und die 
Forderung sind die gleichen wie 
im Frühjahr: Die Inflation frisst 
die Einkommen der Beschäftig­
ten. Das müssen wir jetzt aus­
gleichen.“ Wenn die Länder ihre 
Interessen richtig einschätzen, 
könne man sich sehr schnell ei­
nigen, so der dbb Bundesvorsit­
zende weiter. „Die Länder sind 
auf dem Arbeitsmarkt oft nicht 
mehr konkurrenzfähig – nicht 
zur Privatwirtschaft und auch 
nicht zu Bund und Kommunen. 
Je nach Eingruppierung ergeben 
sich im Vergleich zum Bund 
demnächst Rückstände von 
weit über 10 Prozent. Schon mit 

kommende Berechtigte die 
Mehrkosten jährlich weiter an­
steigen werden. Alexander Zim­
behl machte in diesem Zusam­
menhang deutlich, dass nicht 
abgeschätzt werden könne, in 
welchem Umfang sich die zu­

künftigen Beihilfeberechtigten 
für die pauschale Beihilfe ent­
scheiden werden, und aus 
diesem Grunde auch weiter an­
steigende Kosten für das Land 
nicht ausgeschlossen werden 
können.

Allein schon angesichts dieser 
zu erwartenden Kostensteige­
rung entsteht für den NBB der 
Eindruck, dass durch den vorge­
legten Gesetzesentwurf ledig­
lich die Unterfinanzierung der 
gesetzlichen Krankenversiche­

rung aufgefangen werden soll, 
keinesfalls aber eine Entschei­
dung zugunsten der Gesund­
heitsversorgung der überwie­
genden Mehrzahl der betrof- 
fenen Beamtinnen und Beam­
ten erzielt werden kann.�
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	< Oliver Haupt und Alexander Zimbehl (von links)
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	< Alexander Zimbehl bei der Regionalkonferenz in Hamburg
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Blick auf die demografische 
Lage und den leer gefegten Ar­
beitsmarkt müssen sie also ein 
Eigeninteresse haben, den 
Gleichklang mit Bund und Kom­
munen wiederherzustellen.“

	< Gleichklang im  
öffentlichen Dienst

„Die Kolleginnen und Kollegen 
im Länderbereich erwarten die­
sen Gleichklang in der Einkom­
mensentwicklung im öffentli­
chen Dienst auch aus Gründen 
der Gerechtigkeit und Wert­
schätzung für ihre Arbeit“, er­
gänzte der dbb Fachvorstand 
Tarifpolitik Volker Geyer. „Erklä­
ren Sie mal einer Krankenpfle­
gerin im Uniklinikum, warum 
sie demnächst für die gleiche 
Arbeit bis zu 300 Euro weniger 
bekommt als die Kolleginnen 
und Kollegen im kommunalen 
Krankenhaus.“ Auf einen Gleich­
klang in der Einkommensent­
wicklung hätten auch Beamtin­
nen und Beamte sowie Versor- 
gungsempfängerinnen und Ver­
sorgungsempfänger der Länder 
Anspruch, machte Ulrich Silber­
bach deutlich: „Wie immer er­

warten wir eine umgehende 
und systemgerechte Übertra­
gung jeder Tarifeinigung auf 
den Beamtenbereich. Erst dann 
wird diese Einkommensrunde 
abgeschlossen sein.“

An der Forderungsfindung am 
11. Oktober in Berlin nahmen 
unter anderem die niedersäch­
sischen Beteiligten in der Bun­
destarifkommission, so für die 
Landestarifkommission der Vor­
sitzende Oliver Haupt, teil. Da­
bei wurden sowohl die wirt­
schaftlichen Voraussetzungen, 
gleichzeitig aber die dringlichen 
Einkommensfragen für die Be­
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes in den Ländern, inten­
siv und nachhaltig diskutiert. 

	< Informative Video- 
konferenz des NBB

Zur Unterrichtung der nieder­
sächsischen Kolleginnen und 
Kollegen über die Inhalte und 
Schwerpunkte der Forderungs­
findung führte der NBB dann 
am Folgetag eine Videokonfe­
renz durch. Dabei berichtete der 
1. Landesvorsitzende Alexander 

Zimbehl über alle wichtigen In­
formationen zu den Forderun­
gen und das weitere Vorgehen. 
So ging Alexander Zimbehl zum 
einen auf die Gesamtforderung 
von 10,5 Prozent, mindestens 
jedoch 500 Euro Sockelbetrag, 
bei einer geforderten Laufzeit 
von zwölf Monaten sowie auf 
die damit zusammenhängen­
den weiteren Forderungen der 
Gewerkschaften ein. Gleichzei­
tig machte er noch einmal den 
Druck deutlich, der sich aus dem 
inflationär bedingten Einkom­
mensdelta der vergangenen 
Monate für die Beschäftigten 

ergeben hat. Zudem ging Alex­
ander Zimbehl auf die schwieri­
ge Besoldungssituation für die 
niedersächsischen Beamtinnen 
und Beamten, insbesondere im 
Quervergleich zu anderen Bun­
desländern, ein.

Gleichzeitig wurden viele offene 
Fragen ebenfalls direkt vom 
1. Landesvorsitzenden des NBB 
beantwortet und ließen so ei­
nen kommunikativen Aus­
tausch zwischen den Mitglieds­
gewerkschaften entstehen.

� dbb/NBB
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	< In Hamburg waren der dortige Landesbundvorsitzende Thomas Treff 
(komba, unten rechts) sowie der stellvertretende komba Bundesvorsit­
zende Kai Tellkamp (gleichzeitig dbb Landesbundvorsitzender in 
Schleswig-Holstein, oben Mitte) dabei; das Bild zeigt außerdem die 
dbb Landesbundvorsitzenden aus Bremen (Olaf Wietschorke), Meck­
lenburg-Vorpommern (Dietmar Knecht) und Niedersachsen (Alexander 
Zimbehl) sowie die dbb Bundesspitze mit Uli Silberbach und Volker Geyer.

Landesgewerkschaftstag der Deutschen Justiz-Gewerkschaft 
„Generationsübergreifend Zukunft gestalten,  
gemeinsam machen wir Justiz!“
Unter diesem Motto fand der Landesgewerk­
schaftstag der Deutschen Justiz-Gewerk­
schaft (DJG), Landesverband Niedersachsen, 
am 26. und 27. September 2023 in Königs­
lutter statt.

Am 26. September 2023 stand 
als wichtigster Tagesordnungs­
punkt die Wahl des neuen Vor­
standes und des/r neuen Vorsit­
zenden sowie die Wahlen zu 
den Leiterinnen und Leitern und 
gegebenenfalls deren Stellver­
treterinnen und Stellvertretern 
für die Fachbereiche, der Lan­
desfrauenvertretung, der Lan­
desjugendvertretung und der 
Rechnungsprüfer an. Die DJG 
Niedersachsen hat in den Fach­

bereichen für Senioren, Wacht­
meister, mittlerer Dienst, ge­
hobener Dienst/Rechtspfleger, 
Tarifrecht und für schwerbehin­
derte Menschen neu gewählt. 
Darüber hinaus ist eine umfang­
reiche Satzungsänderung ver­
abschiedet worden.

Der Landesgewerkschaftstag 
hat sich per Beschluss dazu ent­
schieden, nach dem Ausschei­
den von Gerlind Hildebrandt 

wieder eine Doppelspitze und 
damit zwei Landesvorstands­
vorsitzende zu wählen. Zur 
Wahl stellten sich Torsten Liebe­
ram und Bianca Korbanek, die in 
einer geheimen Abstimmung 
auch gewählt wurden.

Als stellvertretende Vorsitzende 
für den Vorstand haben sich 
fünf Mitglieder beworben, von 
denen Alexandra Lux, Andreas 
Hahn, Maike Preuß und Bettina 
Kratzberg gewählt wurden. Als 
Schriftführerin wurde Sandra 
Müller und als Rechnungsführer 
Tim Sommer wiedergewählt.

Der neue Vorstand hatte dann 
auch gleich seine Arbeit aufzu­
nehmen und führte den Rest 

des Tages durch die Veranstal­
tung. 

	< Das Wahlergebnis  
im Überblick

	> Vorstandsvorsitzende: 
Torsten Lieberam und Bianca 
Korbanek

	> Der neue Vorstand:	  
Bettina Kratzberg, Alexandra 
Lux, Tim Sommer, Torsten 
Lieberam, Bianca Korbanek, 
Sandra Müller, Maike Preuß, 
Andreas Hahn

Auf einen vergnüglichen Abend 
mit Domführung und vielen Ge­
sprächen unter den Delegierten 
bei einem kleinen Getränk folg­
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te am 27. September 2023 der 
politische Teil des Landesge­
werkschaftstages.

Zur Diskussion über die Zukunft 
der Justiz waren zahlreiche Ver­
treterinnen und Vertreter aus 
Gesellschaft und Politik eingela­
den. Detlev Schulz-Hendel 
(Bündnis 90/Die Grünen), Ger­
not Lustig (Nds. MJ), Alexander 
Zimbehl (NBB), Christian Calde­
rone (CDU), Evrim Camuz (Bünd­
nis 90/Die Grünen), Ulf Prange 
(SPD) und Sarah Buss (FDP) nah­
men Stellung zur Zukunft der 
Justiz und ihren Vorstellungen 
über die möglichen und not­
wendigen Veränderungen zum 
Wohle der Justiz.

	< Auszüge aus der Länge 
und der Vielzahl von 
Redebeiträgen

	> Detlev Schulz-Hendel: „Die 
Justiz ist ein Garant für Demo­
kratie und Rechtsstaat. Die For­
derungen sind alle berechtigt.“

	> Gernot Lustig: „Die Justiz steht 
in Konkurrenz zu Wirtschaft 
und anderen Bereichen des öf­
fentlichen Dienstes. Moderne 
Arbeitsplätze sind wichtig bei 
der Nachwuchsgewinnung.“

	> Christian Calderone: „Die Jus­
tiz steht am Scheideweg.“

	> Evrim Camuz: „Nachwuchs 
kann sich auch aus Immigra­
tion generieren.“

	> Ulf Prange: „Der Landeshaus­
halt für die Justiz ist zu klein.“

	> Sarah Buss: „Ich glaube an den 
Rechtsstaat. (…) Die Arbeit 

muss sich meinem Leben an­
passen, zum Beispiel mit mobi­
ler Arbeit.“

Darüber hinaus besuchten uns 
Vertreter der anderen 15 Landes­
bünde der DJG sowie von der 
Bundesleitung Wolf-Dieter Mül­
ler mit Redebeitrag sowie Ver­
treter aus den anderen Justizver­
bänden wie den Wachtmeistern, 
den Sozialarbeitern, den Amts­
anwälten und den Strafvollzugs­
bediensteten (mit Redebeitrag 
von Oliver Mageney).

Fakt ist, dass eine zukunftsfähi­
ge Justiz einen Bedarf an ausrei­
chendem Personal mit fairer 

und angemessener Bezahlung, 
moderner und leistungsfähiger 
Ausstattung im Rahmen der Di­
gitalisierung, flexibler Arbeits­
formen für die Gesundheit und 
Motivation der Mitarbeiter sowie 
besserer Vereinbarkeit von Fa­
milie und Beruf hat. Es gilt nicht 
nur, Nachwuchs zu gewinnen, 
sondern auch die Mitarbeiter zu 
halten, die bereits in der Justiz 
arbeiten und täglich ihr Bestes 
geben. Die Justiz ist Teil der De­
mokratie, dritte Säule der Ge­
waltenteilung und sollte dem­
entsprechend die Anerkennung 
und Wertschätzung erhalten. 

Ein erstes Zeichen der Anerken­
nung für die Justiz und die Wert­
schätzung für die Arbeit, die die 
Mitarbeiter täglich leisten, wäre 
ein erfolgreicher Tarifabschluss 
im Bereich TV-L. Wir verlangen 
mindestens das Gleiche wie im 
Tarifabschluss des TVöD und 
fordern noch ein bisschen mehr.

� Bianca Korbanek

Seminar der Seniorenvertretung
Das Betreuungsrecht, aktuelle Themen des NBB und der Wandel vom 
analogen zum digitalen Altern waren Themen des Seminars der Seni­
orenvertretung des NBB/der dbb akademie am 9. und 10. Oktober 
2023 im Leonardo-Hotel in Hannover.

Das Seminar begann mit einem 
Vortrag des 1. Landesvorsitzen­
den des NBB, Alexander Zim­
behl, zu den aktuellen Themen 
für den NBB. Nach dem Tarifab­
schluss für den TVöD stehen 
jetzt die Verhandlungen für den 
TV-L an. Aufgrund des bekann­
ten Rituals der Arbeitgeber wird 
es wahrscheinlich erforderlich 
werden, starke Präsenz auf der 
Straße zu zeigen. Alle aktiven 
Bediensteten und auch die Ver­
sorgungsberechtigten sind auf­
gefordert, an diesen Veranstal­
tungen teilzunehmen und so die 
Forderung zu unterstreichen. 
Hoffentlich ist dem Arbeitge­
ber/Dienstherrn Niedersachsen 
bewusst, dass es auch in Nieder­
sachsen für seine Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter andere, 

lukrativere öffentliche Arbeitge­
ber/Dienstherren gibt. Weiteres 
aktuelles Thema sind die Bei­
hilfe und die Forderung aus dem 
Koalitionsvertrag SPD/Grüne 
„Wir wollen die Öffnung der ge­
setzlichen Krankenversicherung 
für Beamtinnen und Beamte 
durch eine Umsetzung des 
Hamburger Modells erreichen.“ 
Die vielen weiteren Themen wie 
das anstehende Urteil zur amts­
angemessenen Alimentation 
und so weiter konnten nur kurz 
angerissen werden.

	< Haben Sie eine 
Vorsorgevollmacht?

Danach referierte Rechtsanwäl­
tin Monica M. Sandhas anhand 
von praktischen Beispielen in­

formativ über das Betreuungs­
recht. Anlass zur Wahl des The­
mas war, dass zum 1. Januar 

2023 das Gesetz zur Reform des 
Vormundschafts- und Betreu­
ungsrechts in Kraft getreten  
ist. Das neue Betreuungs- 
recht stärkt die Selbstbestim­
mung unterstützungsbedürfti­
ger Menschen. Die Reform ist 
die größte Änderung im Betreu­
ungsrecht seit dessen Einfüh­
rung und der Abschaffung der 

	< Torsten Lieberam, Bianca Korbanek, Alexander Zimbehl (von links)
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	< Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Seminars
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Entmündigung im Jahr 1992. Die 
Reform trägt den Vorgaben von 
Art.  12 der UN-Behinderten­
rechtskonvention Rechnung. 
Eine wesentliche Änderung ist, 
dass der Betreuer die Angelegen­
heiten der betreuten Person so 
zu besorgen hat, dass diese im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten ihr 
Leben nach ihren Wünschen ge­
stalten kann.

Kann ein Volljähriger seine Ange­
legenheiten ganz oder teilweise 
rechtlich nicht mehr besorgen 
und beruht dies auf einer Krank­
heit oder Behinderung, greift das 
Betreuungsrecht. Man muss sich 
immer vor Augen halten, dass 
dann Ehegatten, Kinder, nette 
Verwandte und so weiter des Be­
troffenen nur im Rahmen des Be­
treuungsrechts rechtlich relevan­
ten Entscheidungen für ihn 
treffen dürfen. Das Betreuungs­
recht gilt für alle Volljährigen und 
somit auch für jüngere Menschen 
zum Beispiel nach Unfällen oder 
schweren Erkrankungen.

Die Betreuung umfasst insbe­
sondere die Betreuung in Geld­
angelegenheiten (zum Beispiel: 
Girokonto oder Sparkonto füh­
ren, Anträge auf Wohngeld, Ren­
te oder auf Leistungen der Kran­
ken- und Pflegekasse stellen, 
Kosten für Wohnheim oder Ta­
gesstätte prüfen, Kosten für 
Miete, Strom, Versicherungen 
leisten), in Gesundheitsfragen 
(zum Beispiel Krankenversiche­
rung, Ärzte- und Krankenhaus­
wahl, Untersuchungen, Thera­
pie, Medikamente und 
Operationen, ambulante Pflege 
zu Hause) und die Bestimmung 
des gewöhnlichen Aufenthalts­
ortes (zum Beispiel zu Hause 
oder Unterbringung im Heim). 

Grundsätzlich bestellt gemäß 
§ 1814 BGB das Betreuungsge­
richt einen rechtlichen Betreuer. 
Wenn aber die richterliche Be­
stellung einer Betreuerin oder ei­
nes Betreuers vermieden wer­
den soll, dann muss man eine 
Vorsorgevollmacht erteilen. Mit 
diesem Dokument kann man 
festlegen, welche Person ab 
wann und in welchen Angele­
genheiten vertritt.

Eine Ausnahme von diesem 
Grundsatz ist das mit dem In­
krafttreten des Gesetzes er­
gänzte beschränkte Recht der 
Ehegatten auf gegenseitige Ver­
tretung in Angelegenheiten der 
Gesundheitssorge. Das in § 1358 
BGB geregelte Vertretungsrecht 
greift, wenn ein Ehegatte auf­
grund von Bewusstlosigkeit oder 
Krankheit seine Angelegenhei­
ten der Gesundheitssorge nicht 
mehr besorgen kann. Es bezieht 
sich insbesondere auf die Einwil­
ligung in ärztliche Eingriffe und 
den Abschluss von Behandlungs­
verträgen. Zu beachten ist, dass 
dieses Notvertretungsrecht zeit­
lich begrenzt ist auf maximal 
sechs Monate. Das Ehegatten­
notvertretungsrecht ist nach­
rangig zu einer bestehenden Be­
treuung oder Vorsorgevollmacht.

Mit der vorstehend genannten 
Vorsorgevollmacht entscheidet 
der Bevollmächtigte für den 
nicht mehr entscheidungsfähi­
gen Vollmachtgeber. Die Voll­
macht ist schriftlich zu erteilen. 
Muster sind bei verschiedenen 
Einrichtungen erhältlich, zum 
Beispiel beim Bundesministeri­
um für Justiz. Folgen Sie dem QR-
Code für alle Mustervordrucke. 

Eine notarielle Vollmacht ist er­
forderlich, wenn die Vollmacht 
auch den Grundstückserwerb- 
oder die Grundstücksveräuße­

rung umfassen soll. Banken sind 
problematisch, sie fordern 
grundsätzlich Vollmachten auf 
eigenen Formularen.

Liegt keine Vorsorgevollmacht 
vor, bestimmt das Betreuungs­
gericht einen rechtlichen Be­
treuer. Durch eine Betreuungs­
verfügung kann man festlegen, 
welche Person das Gericht als 
Betreuer auswählen soll. Inter­
essanter ist die Möglichkeit, da­
durch zu regeln, wer keinesfalls 
Betreuer sein soll.

Besonders bei gesundheitlichen 
Entscheidungen tun sich Vorsor­
gebevollmächtigte schwer. Mit 
einer Patientenverfügung kann 
der Vollmachtgeber selbst re­
geln, welche konkreten Behand­
lungen er möchte beziehungs­
weise nicht mehr möchte.

	< Vom analogen zum 
digitalen Altern

Herr Patrick Ney vom Fachbe­
reich Senioren der Landeshaupt­
stadt Hannover referierte da­
nach zum Thema „Vom analogen 
zum digitalen Altern“. Digitale 
Kompetenz und digitale Souve­
ränität sind in unserer sich stän­
dig verändernden Welt wesent­
lich. Einen Zugang zum Internet 
zu haben, digitale Technologien 
zu nutzen und kompetent damit 
umgehen zu können, ist heute in 
vielen Bereichen des alltäglichen 
Lebens eine wesentliche Voraus­
setzung für gesellschaftliche 
Teilhabe. Aber nicht alle Men­
schen folgen dieser Entwicklung, 
insbesondere Ältere verzichten 
auf die digitale Kompetenz. Die 
Gründe sind vielfältig. Für die di­
gitale Kompetenz ist das lebens­

lange Lernen erforderlich. Dabei 
lernen Ältere anders, oft genau­
er und verknüpft mit ihren bis­
herigen Erfahrungen

Nach diesen allgemeinen Infor­
mationen ging Herr Ney auf die 
aktuellen Entwicklungen in der 
digitalen Weilt ein, wie Smart­
home, Internet der Dinge, auto­
nomes Fahren, Virtual Reality 
(zum Beispiel das Bewegen in ei­
ner virtuellen Welt mit Spezial­
brillen), Augmented Reality 
(computergestützte Erweite­
rung der Realitätswahrneh­
mung, zum Beispiel Zusatzinfor­
mationen auf dem Handy, wenn 
man ein historisches Gebäude 
mit dem Handy erfasst), E-Go­
vernment, Predictive Analytics 
(verwendet historische Daten, 
um zukünftige Ereignisse vor­
herzusagen), Vertical Farming, 
Robotik, künstliche Intelligenz 
mit ChatGPT, künstliche Avatare, 
die mit ihrem Tonfall sprechen, 
Übersetzungsprogramme, Apps 
zur Umschreibung der Umge­
bung für Blinde, Gesundheits-
Apps, Bestimmungs-Apps und 
so weiter. Er erläuterte diese 
Themen anhand von Anwen­
dungsbeispielen beziehungs­
weise mit Hinweisen auf die In­
ternetadressen. Natürlich gab es 
dazu viele Fragen aus dem Kreis 
der Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer.

Nach diesen vielen Hinweisen 
und Anregungen durch die Do­
zentin/Dozenten und dem posi­
tiven Feedback durch die Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer 
schloss der Seminarleiter die 
Veranstaltung und wünschte al­
len eine gute Heimreise.
� Jürgen Jitschin
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